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Sehr geehrter Herr Gemeinderat


Sie haben mich in Ihrem Schreiben vom 12. 4. 2007 um eine rechtliche Einschätzung darüber gebeten, wem das Recht zukommt, Aufsichtsräte der Stadt Innsbruck zu entsenden, also beispielsweise in öffentlichen Beteiligungen wie die Innsbrucker Kommunalbetriebe oder das Innsbrucker Stadtmarketing. Ich habe mich in dieser Sache nunmehr etwas kundig gemacht und erlaube mir dazu folgende rechtliche Bemerkungen:


Die gegenwärtige Rechtslage, die dem Bürgermeister die Vertretung der Stadt nach außen zuweist und dem Stadtsenat die Ausübung der Vorschlags-, Ernennungs- und Bestätigungsrechte, die der Stadt zustehen überträgt, geht jedenfalls bis auf die Fassung des Innsbrucker Stadtrechts aus dem Jahre 1949 zurück. Durch die Stadtrechtsnovelle 1986 erhielt § 28 zwar eine neue sprachliche Fassung, inhaltlich wurde diese Befugnis des Stadtsenates jedoch nicht geändert. Aus der Entwicklungsgeschichte des Innsbrucker Stadtrechts ist daher für diese Frage nur wenig zu gewinnen. Zudem lässt sich in den parlamentarischen Materialien zum Innsbrucker Stadtrecht und zu seinen Novellen für die gegenständliche Frage nichts gewinnen. Aus der Entwicklungsgeschichte des Stadtrechts lässt sich lediglich die Herausbildung eines klar abgegrenzten Aufgabenkataloges des Stadtsenates ableiten. Die Beantwortung der gegenständlichen Frage kann sich sohin nicht auf eindeutige Voten in Judikatur und Schrifttum stützen, die Interpretation des § 28 und des § 42 Abs 1 hat daher nach den Auslegungsregeln des öffentlichen Rechts zu erfolgen.
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§ 42 Abs 1 überträgt dem Bürgermeister die Vertretung der Stadt nach außen in allen Angelegenheiten. (Bürgermeisterin - ich verzichte auf das - /in und folge der Gesetzessprache). Diese Bestimmung scheint auf den ersten Anschein ein umfassendes Willensäußerungsmonopol des Bürgermeisters in allen Angelegenheiten der Außenvertretung einzuräumen. Dem ist freilich nicht so. Nach ständiger Rechtsprechung der Gerichtshöfe des Öffentlichen Rechts und des OGH ist diese Vertretungsmacht keine unbeschränkte sondern findet ihre Grenzen an jenen gesetzlichen Bestimmungen, die andere Organe zu Vertretungshandlungen ermächtigen (siehe die Nachweise bei Neuhofer, Gemeinderecht. Organisation und Aufgaben der Gemeinden in Österreich2 1998, 66 f). Mit anderen Worten: Die Vertretungsbefugnis des Bürgermeisters nach § 42 Abs 1 reicht soweit, als eine andere spezialgesetzliche Bestimmung nicht andere Organe zu Vertretungshandlungen ermächtigt.


Die Vertretungsbefugnis des Bürgermeisters nach außen bezieht sich auf öffentlichrechtliche und privatrechtliche Belange. Im öffentlichrechtlichen Bereich vertritt der Bürgermeister die Gemeinde in Verwaltungsverfahren und in gerichtlichen Streitigkeiten, wobei dabei der Umfang der Vertretungsbefugnis gesetzlich beschränkbar ist. Im privatrechtlichen Bereich bezieht sich die Vertretungsbefugnis vor allem auf den Abschluss von Rechtsgeschäften (dazu ausführlich Wilhelm, Die Vertretung der Gebietskörperschaften im Privatrecht, 1981). Zweifelsfrei gehört dazu auch die Mitteilung, wer die Stadt als Gesellschaftsorgan in einer Gesellschaft des bürgerlichen Rechts vertreten soll. Soweit hier keine gesetzlichen Beschränkungen vorliegen, ist die Erklärung des Bürgermeisters gegenüber der Gesellschaft rechtsverbindlich. Der Gesetzgeber kann allerdings die Vertretungsbefugnis des Bürgermeisters nach außen beschränken, da - anders als beim Landeshauptmann - die Außenvertretungskompetenz des Bürgermeisters keine bundesverfassungsrechtlich verankerte Befugnis darstellt.


§ 28 Abs 2 lit e stellt nun eine solche Bestimmung dar. Betrachtet man das Verhältnis des § 28 Abs 2 lit e zu § 43, so zeigt sich tatsächlich, dass es sich bei beiden Normen um Zuständigkeitsnormen handelt, die beide Gegenstände regeln, die das Verhältnis der Stadt Innsbruck nach außen betreffen. Der Bürgermeister vertritt die Gemeinde nach außen. Dabei handelt es sich um eine Generalkompetenz, die nur durch positivrechtliche Anordnungen beschränkt werden kann. § 28 Abs 2 lit e stellt sicherlich eine solche Bestimmung dar. Danach ist der Stadtsenat zur Ausübung der Vorschlags-, Ernennungs-, Entsendungs- und Bestätigungsrechte der Stadt zuständig. Damit ist klargestellt, dass die Ausübung der Entsendungsrechte nicht dem Bürgermeister sondern dem Stadtsenat zustehen. § 28 Abs 2 lit e schränkt sohin die Außenvertretungsbefugnis des Bürgermeisters ein.
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Versucht man den Inhalt der Bestimmung des § 28 Abs 2 lit e zu ermitteln, so ist zunächst zu fragen, was unter den in dieser Bestimmung verwendeten Begriffen zu verstehen ist. Wie schon oben ausgeführt, geben die Materialien zum Innsbrucker Stadtrecht einschließlich der den Stadtsenat betreffenden Novellen für die Beantwortung dieser Frage nichts her. Die Bestimmung ist allerdings sehr umfassend angelegt. Zunächst spricht diese Bestimmung eindeutig von der Ausübung von Rechten der Stadt. Der Stadtsenat ist sohin zuständig, die Entsendungsrechte - in welche Gremien auch immer - auszuüben, das heißt alleine wahrzunehmen. Aus dieser sprachlichen Formulierung ist jedenfalls abzuleiten, dass die Ausübung des Entsendungsrechts sich nicht auf die unverbindliche Erstattung von Vorschlägen beschränkt, sondern dass es sich hier um eine bindende Rechtsausübung handelt. Selbst unter der Annahme, dass der Bürgermeister die entsprechenden Personen den Gesellschaften gegenüber namhaft zu machen hat, kommt ihm dabei kein inhaltliches Gestaltungsrecht zu. In diesem Falle hat er das Ergebnis der Entscheidung des Stadtsenates gemäß § 28 Abs 21it e formal zu übermitteln.


§ 28 Abs 2 lit e spricht generell von Vorschlags-, Ernennungs-, Entsendungs- und Bestätigungsrechten. Die Befugnis des Stadtsenates zur Ausübung dieser Rechte ist nach dem klaren Wortlaut der Bestimmung nicht auf staatliche Organe beschränkt, sondern erstreckt sich mangels anders lautender Bestimmungen auch auf die Agenden der Privatwirtschaftsverwaltung. Die Begriffe sind in der Rechtsprache relativ eindeutig bestimmt. Vorschlagsrechte sind solche, bei denen das vorschlagsberechtigte Organ einem Organ, das zum Bestellungsakt rechtlich berufen ist, Mitglieder eines Kollegiums oder Personen für eine Funktion namhaft macht. Vorschlagsrechte können bindend oder nicht bindend sein. Dies ergibt sich aus dem jeweiligen Materien- oder Organisationsrecht.


Ernennungsrechte umfassen die Befugnis, Personen oder Personengruppen rechtlich definitiv in bestimmte Funktionen einzusetzen.


Entsendungsrechte umfassen die Befugnis Personen verbindlich für Gremien zu nominieren. Dabei ist wiederum auf das positive Recht abzustellen, ob die Erlangung der Organfunktion der entsandten Person mit der Entsendung rechtswirksam wird oder ob zur Entsendung zusätzlich noch ein konstitutiver Bestellungsakt eines anderen Organs erforderlich ist. Bestätigungsakte beziehen sich auf die rechtliche Verbindlichmachung eines von einem anderen Organ gesetzten Rechtsaktes, welcher erst mit der Bestätigung rechtswirksam wird.


Die Entsendung von Personen in die Aufsichtsräte von Kapitalgesellschaften, die im Eigentum bzw Miteigentum der Stadt stehen, fallen zweifelsfrei unter § 28 Abs 2 1it e. Würde
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man diese „Nominierungen" unter § 43 subsumieren, so wäre die Bestimmung des § 28 Abs 2 lit e inhaltsleer. Dabei ist es unbedeutend, ob und inwieweit die Verwaltungspraxis der bisherigen Stadtorgane die Entsendung von Mitgliedern in Kapital- bzw Personengesellschaften des bürgerlichen Rechts allein dem Bürgermeister vorbehalten hat. Daraus kann sicherlich keine gewohnheitsrechtliche Übung abgeleitet werden, da es sich hier um zwingende Organkompetenzen handelt, die einer Bildung von Gewohnheitsrecht contra legem nicht zugänglich sind.


Zusammenfassend darf ich festhalten, dass eine rechtliche Prüfung des Verhältnisses des § 28 Abs 2 lit e und § 43 des Innsbrucker Stadtrechts ergeben hat, dass die in Ihrem Schreiben geäußerte Rechtsansicht zutreffend ist. Die Ausübung des Entsendungsrechts der von der Stadt Innsbruck zu nominierenden Mitglieder in Gesellschaften des Bürgerlichen Rechts obliegt dem Stadtsenat. Die formelle Übermittlung der Namen dieser Personen obliegt sicherlich dem Bürgermeister. Ob dieser diese Befugnis in Ausübung der Außenvertretungskompetenz des § 43 oder in der Funktion als Vorsitzender des Stadtsenats wahrnimmt, ist im vorliegenden Fall wohl eine akademische Frage. Denn dem Bürgermeister kommt dabei keine eigenständige inhaltliche Gestaltungskompetenz, sondern lediglich eine Übermittlungsfunktion zu.


Ich hoffe, Ihnen mit diesen Ausführungen dienlich sein zu können und verbleibe mit 


freundlichen Grüßen
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